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Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (Gemeindeordnung - GO)  
 
Landesrecht Schleswig-Holstein 
 
 
 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 94) 
Zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Sicherung der Arbeit der kommunalen Gleichstllungs-
beauftragten vom 16. Dezember 2016 (mit Stand vom 30.03.2017 noch nicht im GVOBl. Schl.-H. 
veröffentlicht) 
 
 
 
Erster Teil 
Grundlagen der Gemeindeverfassung 
§ 2 GO – Selbstverwaltungsaufgaben  
 
(1) Die Gemeinden sind berechtigt und im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit verpflichtet, in ihrem Gebiet 
alle öffentlichen Aufgaben in eigener Verantwortung zu erfüllen, soweit die Gesetze nicht ausdrücklich 
etwas Anderes bestimmen. Die Gemeinden sind nicht verpflichtet, öffentliche Aufgaben selbst zu erfüllen, 
wenn diese ebenso gut auf andere Weise, insbesondere durch Private, erfüllt werden; Absatz 2 bleibt 
unberührt. Bevor die Gemeinde eine öffentliche Aufgabe übernimmt, die zu erfüllen sie nicht gesetzlich 
verpflichtet ist, hat sie zu prüfen, ob die Aufgabe nicht ebenso gut auf andere Weise, insbesondere durch 
Private, erfüllt werden kann; § 102 Abs. 1 und 5 sowie § 105 bleiben unberührt.  
 
(2) Die Gemeinden können durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes durch Verordnung zur Erfüllung 
einzelner Aufgaben verpflichtet werden.  
 
(3) Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Mann und Frau haben die 
Gemeinden mit eigener Verwaltung Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen. Die Gleichstellungs-
beauftragte ist in Gemeinden mit mehr als 15.000 Einwohnerinnen und Einwohnern grundsätzlich 
vollzeitig und nur ausnahmsweise teilzeitig tätig, wenn und soweit die ordnungsgemäße Erledigung der 
anfallenden Gleichstellungsaufgaben eine Teilzeittätigkeit zulässt. Eine teilzeitige Tätigkeit mit einem 
Arbeitszeitvolumen von weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitbeschäftigten ist 
ausgeschlossen; das Nähere regelt die Hauptsatzung. Die Hauptsatzung soll im Übrigen bestimmen, 
dass die Gleichstellungsbeauftragte in Ausübung ihrer Tätigkeit unabhängig ist und an den Sitzungen der 
Gemeindevertretung und der Ausschüsse teilnehmen kann. Ihr ist in Angelegenheiten ihres Aufgaben-
bereichs auf Wunsch das Wort zu erteilen. Die Gleichstellungsbeauftragte wird von der Gemeinde-
vertretung bestellt. Die Bestellung zur Gleichstellungsbeauftragten kann aus Gründen, die in der Person 
oder in dem Verhalten der Gleichstellungsbeauftragten liegen, oder wegen dringender dienstlicher 
Erfordernisse mit der Zustimmung der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreterinnen und -
vertreter oder in entsprechender Anwendung des § 626 BGB widerrufen werden.  
 
(4) Führt eine amtsfreie Gemeinde die Geschäfte einer anderen Gemeinde oder eines Amtes, werden 
die Einwohnerzahlen der an der Verwaltungsgemeinschaft Beteiligten zusammengezählt und die 
Verpflichtung zur Bestellung einer Gleichstellungsbeauftragten gemäß Absatz 3 ist von der die Geschäfte 
der anderen Gemeinde oder des Amtes führenden Gemeinde zu erfüllen. Die Hauptsatzung der anderen 
Gemeinde oder des Amtes soll bestimmen, dass die Gleichstellungsbeauftragte an den Sitzungen der 
Gemeindevertretung und des Amtsausschusses und an den Sitzungen der Ausschüsse der anderen 
Gemeinde und den Sitzungen der Ausschüsse des Amtes teilnehmen kann. Ihr ist dort in Angelegen-
heiten ihres Aufgabenbereiches auf Wunsch das Wort zu erteilen. 
 
(5) Verstößt eine Maßnahme, die der Entscheidung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters obliegt, 
nach Auffassung der Gleichstellungsbeauftragten gegen §§ 3 bis 8, 12, 13, 15 Absatz 1 oder 16 des 
Gleichstellungsgesetzes vom 13. Dezember 1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 562), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 464), Zuständigkeiten und Ressort-
bezeichnungen ersetzt durch Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), kann sie schriftlich 
unter der Darlegung der Gründe binnen zehn Arbeitstagen Widerspruch erheben; in dringenden Fällen 
kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister diese Frist auf fünf Arbeitstage abkürzen. Hält die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister den Widerspruch für begründet, hilft sie oder er ihm ab.  
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Anderenfalls hat sie oder er die Gemeindevertretung, in hauptamtlich verwalteten Gemeinden den  
Hauptausschuss, zu unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt unter Beifügung des Widerspruchs der 
Gleichstellungsbeauftragten und der Nichtabhilfeentscheidung. Die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister kann die Maßnahme frühestens zehn Arbeitstage nach erfolgter Unterrichtung ausführen. 
Dringende Maßnahmen kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister sofort ausführen. Die Gründe 
dafür sind der Gemeindevertretung, in hauptamtlich verwalteten Gemeinden dem Hauptausschuss, 
mitzuteilen.  
 
(6) Die Kreise können Aufgaben der kreisangehörigen Gemeinden nur nach Maßgabe der Kreisordnung 
in ihre ausschließliche Zuständigkeit übernehmen.  
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